
  
Anwalt für Strafrecht: Erpresserischer Menschenraub

  

Bei einem erpresserischen Menschenraub muss das Opfer, während die Zwangslage andauert, erpresst
werden. Wenn die Leistung erst danach erfolgen soll, liegt die Absicht zum Ausnutzen der
Bemächtigungslage nicht vor.

  

In seinem Beschluss vom 3. Februar 2021 musste sich der Bundesgerichtshof (2 StR 279/20) damit
auseinandersetzen, wann die Voraussetzungen für einen erpresserischen Menschenraub vorliegen. Im
vorliegenden Fall wurde der Geschädigte von den Angeklagten, bei denen dieser Schulden hatte, in einer
Hütte festgehalten. Nach mehreren Drohungen und Gewalteinwirkungen wurde den Angeklagten vom
Geschädigten zugesichert, dass sie in den nächsten Tagen das Geld erhalten werden. Vom Landgericht
Darmstadt wurden die Angeklagten anschließend unter anderem wegen erpresserischen Menschenraubs
verurteilt, wogegen ihre Revision jedoch Erfolg hatte. Das begründete der Bundesgerichtshof damit, dass
der funktional-zeitliche Zusammenhang zwischen der Bemächtigungslage und der beabsichtigten
Erpressung es vorsieht, dass das Opfer während der Zwangslage erpresst wird. Die Leistung des
Geschädigten erfolgt in diesem Fall jedoch, nachdem die Zwangslage schon beendet ist. Die Zusage zur
späteren Geldübergabe reicht nach Auffassung des Bundesgerichtshofes nicht aus.
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